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Kommentar
Dorothee Torebko
zu Scheuers Idee eines „Klimabonus“

Bundesverkehrsminister Andre-
as Scheuer (CSU) hat den Tur-
bo gezündet. Weil nächste Wo-
che eine Verschärfung der Kli-

maschutzziele beschlossen werden
soll, hat er nun Vorschläge zur Emis-
sionsminderung im Verkehr ausge-
packt. Er will den Kauf von klimaf-
reundlichen Verkehrsmitteln wie Rä-
dern steuerlich fördern und kostenlo-
se Jobtickets einführen. Zusätzliche
Maßnahmen sind nötig, denn im Ver-
gleich zu den bisherigen Klimaschutz-
plänen soll der Verkehr zehn Tonnen
CO2-Emissionen bis 2030 zusätzlich
einsparen. Um dieses Ziel zu errei-
chen, taugen Scheuers Vorschläge je-
doch wenig.

Erstens: Das kostenlose Jobticket
für den ÖPNV ist zwar sinnvoll, muss
aber durch andere Maßnahmen flan-
kiert werden. Bus und Bahn müssen
attraktiv und nicht nur günstig sein,
damit Autofahrer umsteigen. Heißt:

Den ÖPNV zuverlässiger machen,
Takt verdichten, flexiblere Tickets an-
bieten. Dazu braucht es zusätzliches
Geld vom Bund.

Zweitens ist die steuerliche Förde-
rung von Rad- und E-Bike-Fahrern
nur ein schönes Symbol. Die Proble-
me im Radverkehr liegen nicht daran,
dass sich keiner einen Drahtesel leis-
ten kann. Die Probleme liegen darin,
dass das Fahren unsicher und unbe-
quem ist. Wer Angst hat, von Autos
beim Überholen mitgerissen zu wer-
den, steigt auch dann nicht aufs Rad
um, wenn es subventioniert wird.

Scheuer hatte drei Jahre Zeit. Vie-
les hat er auf den Weg gebracht, wie
die Förderung von E-Mobilität, eine
Reform der Straßenverkehrsordnung
und mehr Geld für den Radverkehr.
Doch vieles hat er auch versäumt. Auf
den letzten Metern unausgereifte Vor-
schläge aus dem Hut zu ziehen, macht
die Bilanz nicht besser.

Unausgereifte Vorschläge

Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) sagte,
seine Pläne seien Vorschläge im Rahmen der neuen Klima-
schutz-Ziele der Bundesregierung. Auch das Geld für soge-
nannte Jobtickets im öffentlichen Nahverkehr sollen sich
Bürger künftig steuerlich voll anrechnen lassen können.
Künftig solle nicht nur ein Zuschuss des Arbeitgebers mög-
lich sein, sagte der Minister. Er versprach: „Ich werde und
ich will die Klimaziele erreichen.“ Deshalb sei wichtig, Anrei-
ze für klimafreundliches Verhalten zu schaffen.

Die Pläne müssten innerhalb der Regierung noch abge-
stimmt werden. Sie bedeuteten für den Staat jährliche
Mindereinnahmen von fünf bis sieben Milliarden Euro, zahl-
ten sich aber langfristig aus. Derzeit läuft in der Koalition
die Abstimmung über eine Anpassung des Klimaschutzge-
setzes. Dies ist erforderlich, weil das Bundesverfassungs-
gericht den Gesetzgeber verpflichtet hat, die Reduktions-
ziele für Treibhausgas-Emissionen näher zu regeln. dpa

STICHWORT SCHEUERS PLÄNE

Freiheit für Geimpfte. Karikatur: Paolo Calleri

Berlin.Die FDP spricht sich gegen
eine Patentfreigabe von Impfstof-
fen aus, wie sie US-Präsident Joe
Biden vorschlägt. Sie würde den
Westen imWettbewerb mit Riva-
len wie China oder Russland
schwächen, argumentiert der Ers-
te Parlamentarischer Geschäfts-
führer Marco Buschmann.

Die FDP ist gegen eine Patentfreiga-
be von Impfstoffen.Wieso?
Marco Buschmann: Es gibt bessere
Wege, die Pandemie einzudäm-
men und ärmeren Ländern zu hel-
fen. Patente sind nicht der ent-
scheidende Faktor. DerWegmuss
sein, so viel Impfstoff wie mög-
lich zu produzieren und auszulie-
fern, auch zu spenden. Viele Vor-
produkte für die Produktion von
Impfstoff werdenmomentan aber
von den USAmit Exportverboten
zurückgehalten, weil man zuerst
die eigene Bevölkerung impfen
möchte. Das führt zu weltweiten
Engpässen und hat den USA gro-
ße Kritik eingebracht. Möglicher-
weise ist die Initiative Präsident
Bidens deswegen ein Ablen-
kungsmanöver, damit man nicht
so genau auf diese Handelshemm-
nisse schaut.

Würde eine Patentfreigabe die For-
schung nicht weltweit beschleuni-
gen?
Ohne die Leistung privater Un-
ternehmen, die durch Patente ge-
schützt wird, hätten wir erst spä-
ter einen Impfstoff gehabt. Mehr
Menschen wären erkrankt. Mehr
Menschen wären gestorben.
Wenn diese Unternehmen jetzt

dafür bestraft werden, werden sie
in der nächsten Pandemie solche
Anstrengungen nicht mehr unter-
nehmen. Die Patentfreigabe von
heute sorgt für die Toten von
morgen.

Aber Biontech hätte doch trotzdem
noch viel Vorsprung.
Im Gegenteil. Biontech kommt ei-
gentlich aus der Krebstherapie
und hat aufgrund der Pandemie
sein eigentliches Forschungspro-
jekt liegen lassen, ummit der von

ihm entwickelten RNA-Technolo-
gie Covid-19 zu bekämpfen.Wenn
dieses Verfahren jetzt jedermann
zur Verfügung gestellt würde,
wäre das Geschäftsmodell von Bi-
ontech am Ende. Biontech sind
die großen Helden dieser Pande-
mie. Sie dürfen nicht zu den Ver-
lierern werden.

Wer könnte zumGewinner werden?
Wir befinden uns als liberale De-
mokratien in einem Systemwett-
bewerb mit autoritären Staaten
wie China und Russland. Unser
Vorteil ist unsere Innovations-
kraft; freie Unternehmer und
Wissenschaftler produzieren
wertvolles Know-how. Wenn wir
aber ihre Patente freigeben, wer-
den wir diese Innovationskraft
verlieren. Natürlich würden an-
dere Blöcke ohnehin bald über
diese Technologien verfügen. Un-
ser Vorteil war aber immer, dass
wir in dieser Zeit schon die nächs-
ten Schritte gegangen sind. Die-
sen Vorteil würden wir verlieren.
Wer in der Wissensökonomie
Know-how enteignen möchte,
singt das alte Lied von der Verge-
sellschaftung von Produktions-
mitteln. Igor Steinle

„Biontech darf nicht verlieren“
Impfstoffe Die Liberalen laufen Sturm gegen eine Patent-Freigabe.
Sie befürchten einen großenWettbewerbsnachteil für denWesten.

Berlin.Mit einem digitalen Immu-
nitätsausweis soll Geimpften und
Genesenen das Reisen erleichtert
werden. Die entsprechende
Smartphone-App ist für Ende Juni
geplant. Sie komme zu spät, mei-
nen Kritiker. Antworten auf die
wichtigsten Fragen.

Reisen mit dem Impfpass – wie
funktioniert das? Im Idealfall so:
Urlauber zeigen im Hotel, im Re-
staurant, vor dem Flug, im Frei-
zeitpark ihren digitalen oder pa-
piernen Immunitätsausweis vor
und brauchen dann keine Tests
auf das Coronavirus mehr nach-
zuweisen. Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn (CDU) stellt
den digitalen Ausweis für spätes-
tens Ende Juni in Aussicht.

Geplant ist, dass der Nachweis
über Impfung oder Genesung per
App im Smartphone erbracht
werden kann, wahrscheinlich

über die Corona-Warn-App des
Bundes. Ähnlich wie beim Barco-
de eines Flug- oder Bahntickets
sollen Impfstatus oder Genesung
gescannt werden können, zum
Beispiel am Flughafen. Ausge-
stellt werden kann der Nachweis
nur in Impfzentren, Arztpraxen,
Krankenhäusern oder Apotheken.
Das Dokument soll kompatibel
sein mit dem von der EU für Ende
Juni/Anfang Juli geplanten digita-
len Immunitätsausweis.

Beim Wirtschaftsrat der CDU
hält man das Ziel Ende Juni, das
Spahn nennt, für zu wenig ambi-
tioniert. „Die Entwicklung des di-
gitalen Impfpasses muss be-
schleunigt werden“, sagt General-
sekretär Wolfgang Steiger dieser
Zeitung. Seit fünf Monaten gebe
es zugelassene Impfstoffe, „und
schon wieder fragt man sich, wa-
rum so viel Zeit verloren wurde“.
Dies sei vor allem deshalb ärger-

lich, weil der Impfpass für viele
einen unbeschwerten Sommerur-
laub bedeuten könnte.

Was machen diejenigen, die keinen
Immunitätsausweis haben? Sie
müssen sich darauf einstellen,
dass sie zumindest bis zum Früh-
sommer nur mit einem negativen
Coronatest ins Land oder ins Ho-
tel dürfen. In Griechenland zum
Beispiel müssen Nicht-Geimpfte
bei der Einreise derzeit noch ei-
nen höchstens 72 Stunden alten
negativen PCR-Test vorlegen. Die
Quarantänepflichten für Rück-
kehrer aus den meisten EU-Län-
dern werden wahrscheinlich in
den nächsten Wochen entfallen.

Warum soll der Abstand zwischen
denbeidenAstrazeneca-Impfungen
verkürztwerden?Damit die Zweit-
impfung nicht mitten in den Som-
merurlaub fällt. Minister Spahn
formulierte es so: Es sei „lebens-
praktisch“, bei Astrazeneca die
Zeit zwischen den Impfungen von
bisher vorgesehenen zwölf Wo-
chen auf vier zu reduzieren. Das
bewege sich im Rahmen der von
der europäischen Arzneimittela-
gentur Ema empfohlenen Zeit-
spanne. Allerdings: Nach einer im
britischen Fachjournal „The Lan-
cet“ veröffentlichten Studie be-
trägt die Schutzwirkung des Impf-
stoffs bei zwölf Wochen Warte-
zeit auf die zweite Spritze 81 Pro-
zent, bei vierwöchigem Abstand
nur 55 Prozent. Michael Gabel

Immunitätsausweis lässt
auf sichwarten
Corona Der digitale Nachweis für Impfung oder Genesung ist in
Arbeit, doch bis er einsatzfähig ist, wird wohl noch einige Zeit
verstreichen. Für den Sommerurlaub könnte es eng werden.

Impfausweis
aus Papier: Er
soll bald durch
eine digitale Va-
riante ergänzt
werden.
Foto: Karl-Josef

Hildenbrand/dpa

Leitartikel
Claus Liesegang
zum Impfen von Kindern

E s ist die Zeit, in der immer
mehr Menschen in
Deutschland vollständig
geimpft sind, und es ist die
Zeit des nahenden Som-
mers. Es ist also die Zeit, in

der Öffnungen, Erleichterungen und
somit die Rückkehr unserer Freiheits-
rechte anstehen. Aber es ist auch
schon wieder eine Zeit, in der die Re-
gierenden Fehler wiederholen, die sie
seit Beginn der Pandemie immer wie-
der machen: Sie reagieren nur auf
Entwicklungen der Corona-Krise, ha-
ben aber – wie bereits bei der Be-
schaffung von Masken, Tests und
Impfstoff oder bei der Konzeption
von Homeschooling und Kinderbe-
treuungsmodellen – einmal mehr
nicht rechtzeitig in die Zukunft ge-
blickt, also präventiv Lösungen erar-
beitet für die Themen und Lagen, die
stets sehr vorhersehbar waren. Das
eben gebilligte Aufholprogramm, das
allenfalls ein Reparaturprogramm ist,
belegt dies.

Dass eines Tages Menschen voll-
ständig geimpft oder genesen sein
werden und dass irgendwann auch
Kinder geimpft werden können, ist
ebenfalls seit Monaten klar. Trotzdem
entschied die Bundesregierung auch
hier erst Wochen zu spät nach zähem
Geeiere darüber, ob und welche Rech-
te Durchgeimpfte und Genesene zu-
rückerhalten sollen.

Fürs Impfen von Kindern gibt es
hingegen noch nicht einmal eine Idee.
Zu Buche steht nur ein Vorpreschen
des bayerischen Ministerpräsidenten,
der ankündigte, Schüler und Schüle-
rinnen ab Juni impfen zu wollen. Da-
bei sind es noch gerade mal sechs
Wochen, bis in den ersten Bundeslän-
dern – aber nicht in Bayern – die Som-
merferien beginnen. Genau die sollte
die maßgebliche Leitplanke fürs Imp-
fen der Kinder sein. So lange nicht
ausreichend Impfstoff für alle da ist,
müssen Kinder, die zuerst Sommerfe-

rien bekommen, auch zuerst geimpft
werden.

Das hat nichts mit einem Privileg
für Mecklenburg-Vorpommern und
Schleswig-Holstein, Brandenburg,
Berlin oder Hamburg zu tun. Auch
nicht damit, dass nur so Familien un-
beschwert zusammen in den Urlaub
reisen können, weil die Eltern ja mit
hoher Wahrscheinlichkeit dann auch
bereits geimpft sind. Nein. Es geht da-
rum, dass nach einem verkorksten, für
manche sogar verlorenen, Schul- und
Bildungsjahr 2020/21 kein weiteres
solches folgt. Nur wenn Kinder ab
Juni die erste Impfdosis erhalten, kön-
nen sie kurz vor Schulbeginn die

zweite bekommen. Ausschließlich so
besteht die Chance, dass das neue
Schuljahr mit einem regulären Schul-
betrieb starten kann. Und der beginnt
in Schwerin und Kiel nun mal sechs
Wochen eher als in München und
Stuttgart. Brandenburg, Berlin und
Hamburg folgen binnen Wochenfrist.

Wenn nun Markus Söder hier mal
wieder vorprescht, dann ist das purer
Egoismus. Mit Solidarität hat das
nichts zu tun. Klug ist es auch nicht.
Müßig ist die Frage, ob er sich auch
vordrängeln würde, wäre er Kanzler-
kandidat der Union geworden. Kei-
neswegs müßig ist aber die Frage, wa-
rum die anderen Ministerpräsidentin-
nen, Ministerpräsidenten und Bil-
dungsverantwortlichen hier bis dato
nur durch Ideenlosigkeit, Untätigkeit
und Schweigen auffallen.

leitartikel@swp.de

Im Takt der Ferien

Es geht darum, dass
nach einem

verkorksten Schul- und
Bildungsjahr 2020/21 kein
weiteres solches folgt.

Klimaschutz
Scheuer setzt auf
Steuerbonus
Berlin. Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU) will Bür-
ger, die auf klimafreundliche
Fortbewegungsmittel setzen,
steuerlich entlasten.Wer etwa ein
E-Bike kauft oder mit dem Zug
fährt, solle bei der Einkommens-
steuer künftig pro Jahr bis zu 1000
Euro geltendmachen dürfen, kün-
digte er an. Damit könne sich zum
Beispiel eine Familie mit zwei
Kindern für klimaschonende In-
vestitionen bis zu 3000 Euro an-
rechnen lassen. dpa
Stichwort und Kommentar

Missbrauch
Bundesrat billigt
härtere Strafen
Berlin. Missbrauch von Kindern
soll künftig härter bestraft wer-
den. Ein entsprechendes Gesetz
billigte am Freitag der Bundesrat.
Es sieht unter anderem schärfere
Strafen, eine effektivere Strafver-
folgung undmehr Prävention vor.
Kindesmissbrauch sowie Verbrei-
tung und Besitz kinderpornogra-
fischenMaterials werden künftig
als Verbrechenmit mindestens ei-
nem Jahr Freiheitsstrafe geahn-
det. Bislang galten sie als Verge-
hen mit einem niedrigeren Straf-
maß. dpa

Marco
Buschmann,
Geschäftsführer
der FDP-Fraktion.
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